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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 1A° August 1980

für Recht erkanntz

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom &. September 1979

wird zurückgewiesen.
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Die Klägerin begehrt höheres Arbeitslosengeld (Alg).

Die 1951 geborene Klägerin war in ihrem erlernten Beruf als

Verwaltungsangestellte vom 1. Oktober 1970 bis 15. Mai 1975

beschäftigt, zuletzt mit einem Bruttomonatsgehalt von 2.145,- DM.

Auf ihre Arbeitslosmeldung und Antragstellung vom 20. Mai 1975

bewilligte ihr die Beklagte — Arbeitsamt (ArbA) Helmstedt — Alg

für 312 Tage, nach den Feststellungen des Landessozialgerichts

(LSG) nach einem Einheitslohn von 495‚-- DM (Wochensatz: 243,60 DM).

Die Klägerin bezog mit einer Unterbrechung vom 14. bis 30. Juli

1975 das Alg bis zum 11. Oktober 1975. Vom 13. Oktober 1975 bis
2A. April 1976 erhielt die Klägerin wegen Teilnahme an einer

Maßnahme der beruflichen Bildung (schreibtechnischer Lehrgang)

Unterhaltsgeld (Uhg) nach 5 44 des Arbeitsförderungsgesetzes
(AFG).

Am 26. April 1976 meldete sich die Klägerin erneut arbeits-

los und beantragte die Wiederbewilligung von Alg. Durch Bescheid

vom 13. Mai 1976 gab die Beklagte dem Antrag statt. Für die

Berechnung der Höhe des Alg legte die Beklagte @@111, 113 AFG idF
des Gesetzes zur Verbesserung der Haushaltsstruktur im Geltungs—

bereich des Arbeitsförderungs- und des Bundesversorgungsgesetzes

(BVG) vom 18. Dezember 1975 (BGBl I 3113 —HStruktG—AFG) und dem-
gßmäß die Leistungsgruppe D der Leistungstabelle 1976 zugrunde,

da auf der Lohnsteuerkarte der Klägerin für 1976 die Lohnsteuer—
klasse V eingetragen war. Danach ergab sich ein Alg-Wochensatz

von 156‚-— DM° Die Klägerin erhob hiergegen mit Schreiben vom
24. Mai 1976 am 25. Mai 1976 schriftlich den Einwand9 daß in
ihrem Falle noch die Vorschriften des AFG vor Inkrafttreten des

HStruktG-AFG anzuwenden seien und bat um Überprüfung. Als die

Beklagte ihr mit Schreiben vom 5. August 1976 ua mitteilte, daß

die Höhe des Alg richtig festgesetzt sei, erhob die Klägerin

am 19. August 1976 förmlich Widerspruch. Diesen wies die Beklagte
durch Widerspruchsbescheid vom 28. Oktober 1976 zurück.
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Durch Urteil vom 21° Juli 1977 hat das Sozialgericht (SG)

Lüneburg den Bescheid vom 13° Mai 1976 abgeändert und den

Widerspruchsbescheid vom 28‚ Oktober 1976 aufgehoben„ Es hat
die Beklagte verurteilt9 das Alg für die Klägerin für die Zeit

vom 260 April 1976 bis 31„ Dezember 1976 "gemäß Art I 5 2
Abs 10 Haushaltsstrukturgesetz zu berechnen"„ und die Berufung
zugelassene Zur Begründung hat das SG ausgeführt, daß der

Alg-Anspruch der Klägerin aus dem Jahre 1975 durch den Uhg-

Bezug ab 130 Oktober 1975 gemäß 5 118 AFG lediglich geruht

habe„ so daß auf den ab 260 April 1976 wiederhewilligten Alg—
Anspruch die Übergangsregelung des Art 1 5 2 Abs 10 HStruktG-

AFG anzuwenden sei, demnach das frühere Recht weitergelte.

Auf die Berufung der Beklagten hat das LSG Niedersachsen ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil am ha September 1979 die

Entscheidung des SG aufgehoben, die Klage abgewiesen und die

Revision zugelasseno Zur Begründung hat das LSG im wesent—

lichen ausgeführts Die Beklagte sei zu Recht von den Regelungen

der @@111 ff AFG idF des HStruktG-AFG ausgegangen und habe
demgemäß die Höhe des der Klägerin ab 26° April 1976 zustehen-

den Alg nach der (neuen) Leistungsgruppe D richtig auf 156„-- DM

wöchentlich festgesetzt. Die Übergangsregelung des Art 1 5 2
Abs 10 HStruktG-AFG finde keine Anwendung. Sie gelte nur für

Ansprüche„ die vor Inkrafttreten des HStruktG-AFG entstanden

seien; deshalb stehe der Klägerin nicht mehr der nach früherem

Recht höhere Leistungssatz von wöchentlich 243960 DM zu. Der

Anspruch der Klägerin auf Alg aus dem Jahre 1975 sei mit der

Arbeitslosmeldung vom 26. April 1976 gemäß 5 125 Abs 1 AFG
erloschen; denn die Klägerin habe in diesem Zeitpunkt erneut

alle Voraussetzungen für einen Anspruch auf Alg iS von 55 100 ff

AFG erfülltc Infolge ihres zwischenzeitlichen‚ mehr als 26—

wöchigen UhgaBezuges habe sie insbesondere eine neue Anwart-

schaft auf Alg für 78 Tage erworben; denn nach 5 107 Nr 5 AFG
idF des HStruktG-AFG stünde dieser insoweit der erforderlichen

beitragspflichtigen Beschäftigung iSd 5 104 AFG gleich„ Der
frühere Anspruch auf Alg habe zwar während des Uhg—Bezuges

gemäß 5 118 AFG zunächst nur geruht; er sei demgemäß mit dessen
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Beendigung (2h. April 1976) wieder aufgelebt, aber mit dem Ent-
stehen eines neuen Alg-Anspruchs am 26. April 1976 gemäß 5 125 AFG

erloschen° Die Klägerin werde dadurch nicht schlechter gestellt,

als wenn sie nicht an der Bildungsmaßnahme teilgenommen, sondern

anstelle dessen beitragspflichtig beschäftigt gewesen wäre. Auch

in diesem Falle wäre der alte Anspruch durch den Erwerb einer

neuen Anwartschaft hieraus erloschen und der demgemäß ab 26.April

1976 erhobene Alg-Anspruch nicht mehr derjenige aus dem Jahre

1975 iSd Art 1 5 2 Nr 10 HStruktG—AFG.

Der 5 715 Abs 2 AFG gelange schließlich weder in der bis zum
510 Juli 1979 geltenden Fassung, noch in der Fassung des 5.Ände-

rungsgesetzes zum AFG vom 23° Juli 1979 (BGBl I 1189) zur An-

wendung, da vom 26. April 1976 bis 31. Dezember 1976 ein Steuer—

klassenwechsel zwischen der Klägerin und ihrem Ehemann nicht

vorgenommen worden sei. ;D

Mit der Revision rügt die Klägerin eine Verletzung von 5 124

Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und der 55 100, 104, 107, 111
AFG idF des Art 1 5 2 HStruktG—AFG, ferner der 55 118, 125 AFG.
Sie trägt dazu vor:

Der 5 12h Abs 2 SGG sei verletzt, weil der Klägerin bis heute

keine Zustimmungserklärung der Beklagten zur Entscheidung
ohne mündliche Verhandlung vorliege. Sie sei demgemäß von dem

ohne mündliche Verhandlung ergangenen Urteil des LSG über-
rascht worden, zumal dafür vorher kein Termin bestimmt werden

sei.

In materieller Hinsicht habe das LSG zu Unrecht nicht das vor

dem 1, Januar 1976 geltende Recht angewendet. Der Anspruch
der Klägerin sei bereits vorher entstanden und bemesse sich

deshalb gemäß Art 1 5 2 Abs 10 HStruktG—AFG nach der Leistungs-

verordnung 19750 Der frühere Alg-Anspruch sei durch den Bezug

von Uhg nicht erloschen, sondern habe in dieser Zeit gemäß

5 118 Abs 1 Nr 5 AFG nur geruht, Der 5 125 AFG finde keine
Anwendung; denn 5 118 Abs 1 Nr 5 AFG sei demgegenüber die vor-
rangige Spezialvorschrift. Im übrigen habe die Beklagte die

Bewilligung des früheren Alg-Anspruchs förmlich niemals aufge-

hoben°
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Schließlich sei gar kein neuer Anspruch der Klägerin entstanden;

denn insoweit gelte nicht Art 1 5 2 Abs 9 HStruktG=AFG‚ sondern
Abs 89 wonach @ 107 Satz 1 Nr 5 AFG in der vor Inkrafttreten

des HStruktG-AFG geltenden Fassung anzuwenden sei, wenn der

Anspruch auf Alg bereits vorher entstanden ist. Abs 9 aaO sei
Abs 8 aaO nachrangig und gelte nur für diejenigen Arbeitslosen,

die noch keine Anwartschaftszeit erfüllten°

Selbst wenn die Klägerin die Anwartschaftszeit erneut erfüllt

hätteg käme @ 125 Abs 1 AFG nicht zur Anwendungo Arbeits-

losigkeit9 Verfügbarkeit für die Arbeitsvermittlung9 Arbeits-

losmeldung und «beantragung seien nach wie vor aufgrund des

Antrages vom 200 Mai 1975 gegeben‚ auch wenn am 26° April 1976

eine erneute Arbeitslosmeldung erfolgt sei° Diese habe nämlich

nur deklaratorische Bedeutung gehabt9 wie sich aus dem Urteil

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 3. Juni 1975 - 7 RAr 10/73 -
ergebe° Dort sei eine erneute Arbeitslosmeldung nach Wegfall

eines Ruhenstatbestandes für entbehrlich angesehen werden. Eine

gleichwohl vorgenommene Arbeitslosmeldung müsse dann unschäd—

lich seinc Andernfalls hinge es wm.der zufälligen Dauer einer
Förderungsmaßnahme ab„ ob bei einem Arbeitslosen die Leistungs-

verordnung 1975 anzuwenden sei oder nicht. Im übrigen würde

sonst der Arbeitslose9 der sich aktiv um einen Arbeitsplatz

oder eine Förderungsmaßnahme bemühe‚ hierfür bestraft, denn

dem passiven Arbeitslosen käme die Regelung des Art 1 5 2

Nr 10 HStruktG»AFG zuguteo Das LSG habe die Anwendung des 5 118
AFG verkannt; seine Entscheidung verstoße deshalb auch gegen

das ca Urteil des BSG°

Die Klägerin beantragt sinngemäß9

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom AG September 1979 aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts

Lüneburg vom 210 Juli 1977 zurückzuweiseno

Die Beklagte beantragt9

die Revision der Klägerin zurückzuweisen.
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Zur Begründung bezieht sie sich auf die Gründe des angefoch-

tenen Urteils und führt ergänzend aus: Auch wenn man für die

Dauer des Ruhens des Alg-Anspruchs nach 5 118 AFG ein Fort—

bestehen des bisherigen Alg—Anspruchs annehme, bedeute dies

nur, daß Leistungen, die aufgrund dessen zu gewähren seien,

unter Art 1 5 2 Abs 10 HStruktG-AFG fielen. Ab 26. April 1976
würden die Leistungen jedoch nicht aufgrund dieses Anspruchs,

sondern aufgrund eines an diesem Tage neu entstandenen Anspruchs

gewährt°

Beide Beteiligte sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung durch Urteil einverstanden (@ 124 Abs 2 SGG).

II

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet.

Auch bei einer zugelassenen Revision ist zu prüfen, ob das

angefochtene Urteil an einem von Amts wegen zu beachtenden
Verfahrensmangel leidet, zu denen insbesondere Verstöße gegen

unverzichtbare Prozeßvoraussetzungen gehören (BSGE 25, 235,

236). Das ist hier nicht deshalb der Fall, weil es zweifelhaft

sein könnte, ob die Klägerin gegen den Bescheid vom 15. Mai 1976

rechtzeitig Widerspruch eingelegt hat.(5 84 Abs 1 SGG); denn die
Wahrung der Widerspruchsfrist gemäß 5 84 Abs 1 SGG gehört nicht

zu den Prozeßvoraussetzungen, sondern ist bei der Frage der

Begründetheit der Klage zu prüfen (BSG SozR SGG@87 Nr 2).

Es ergeben sich hieraus jedoch insoweit keine Zweifel, denn der

Bescheid vom 13. Mai 1976 ist nicht in Bindung erwachsen (@ 77
SGG). Es kann dahinstehen, ob bereits das Schreiben der Klägerin

vom 24. Mai 1976 als Widerspruch gegen die ihrer Meinung nach

zu gering festgesetzte Höhe des Alg und ob das daraufhin ergangene
Schreiben der Beklagten vom 5. August 1976 als Widerspruchs—

bescheid iSd 5 85 SGG aufgefaßt werden können. Abgesehen davon,
daß der letztere Bescheid jedenfalls nicht bindend geworden ist,

weil er keine Belehrung über die Klagefrist iSd 5 87 Abs 1
Satz 1 SGG enthielt, so daß er von der Klägerin binnen Jahres-

frist (@ 66 SGG) rechtzeitig angefochten war, hätte die Beklagte
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durch ihren formgerechten WiderspruChsbescheid vom 28° Oktober
1976„ den die Klägerin rechtzeitig mit ihrer Klage angefochten

hat„ jede frühere bindende Entscheidung über die hier streitige

Frage beseitigt und dadurch den Zugang zum Klageverfahren

wieder eröffnet (vgl Urteil des Senats vom ho September 1979

» 7 RAr 58/78
- )„ Weder das SG noch das LSG waren deshalb

gehindert9 eine Sachentscheidung über die Begründetheit des

Klageanspruchs nach Maßgabe der Vorschriften des AFG zu tref-
fenc

Entgegen der Auffassung der Klägerin hat das LSG dabei nicht

gegen 5 12a Abs 2 SGG verstoßen° Danach kann das Gericht mit

Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Verhandlung

durch Urteil entscheiden„ wie es hier geschehen ist° Vor dem

LSG hatten beide Beteiligte das Einverständnis mit Entschei-

dung ohne mündliche Verhandlung erklärt„ die Beklagte im

Schriftsatz vom 60 Dezember 1977„ die Klägerin im Schriftsatz

vom 230 Dezember 1977„ Damit waren die Voraussetzungen des
@ 12h Abs 2 SGG erfüllt° Daß diese Einverständniserklärungen

beim Erlaß des LSG-Urteils im Jahre 1979 ihre Wirkungen ver-
loren hätten9 sie durch den zwischenzeitlichen Verfahrens—

verlauf "verbraucht" gewesen seien und das LSG demgemäß nicht
(mehr) ohne mündliche Verhandlung hätte entscheiden dürfen

(vgl BSG SozR 1500 5 124 Nr 2), hat die Klägerin nicht vor—
gebrachto Ihre Rüge greift somit nicht durcha

Soweit die Klägerin mit ihrem Hinweis auf die Verletzung des

{> 124 Abs 2 SGGetwa hat verbringen wollen„ daß ihr Anspruch
auf Gewährung des rechtlichen Gehörs (@ 62 SGG) verletzt sei,

hat sie einen derartigen Verfahrensmangel nicht ausreichend
substantiiert dargetan9 insbesondere nicht9 daß die Entschei—

dung des LSG auf ihm beruhte (@ 162 SGG)„ Zwar genügt bei
einer Verletzung des Verfahrensrechts die Möglichkeit, daß die

Entscheidung bei einwandfreiem Verfahren anders ausgefallen

wäre (vgl BSG SozR 1500 5 160 Nr 31)° Es kann offenbleiben„

ob für die Rüge„ daß ein Urteil auf der Verletzung des @ 62

SGG beruht, dann nähere Darlegungen erforderlich sind, wenn
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das Gericht verfahrenswidrig anstelle einer Entscheidung auf-

grund mündlicher Verhandlung ohne eine solche entschieden hat‚

Hier beanstandet die Klägerin nämlich nicht„ daß keine mündliche

Verhandlung stattgefunden habe9 sondern nur9 daß sie vom Ein=

verständnis der Beklagten zur Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung keine Kenntnis erhalten hato Diese Verfahrenskritik

ist für sich betrachtet zwar berechtigt9 denn die Beteiligten

haben ein Recht darauf„ von allen Prozeßerklärungen der Gegen—

seite durch das Gericht unterrichtet zu werden° Dieses Vorbringen

ergibt jedoch nicht9 daß allein deshalb die Entscheidung des LSG

in der Sache auf seinem Verfahrensverstoß beruht° Um bei einer

solchen besonderen Sachlage eine Verletzung des 5 62 SGG wirksam

zu rügen9 hätte die Klägerin darlegen müssen9 was sie nach

Kenntniserlangung vom Einverständnis der Beklagten gemäß 5 12h

Abs 2 SGG getan hätte„ um ihr rechtliches Gehör zur Geltung zu

bringen und welche Auswirkungen dies auf die Entscheidung des

LSG hätte haben können° Die Klägerin hat dieses nicht getan. Der

bloße Hinweis9 sie sei von der Entscheidung des LSG überrascht
worden9 reicht dafür schon deshalb nicht aus9 weil sie (in der

Revisionsbegründung) gleichzeitig erklärt3"Der Sachverhalt

steht fest„ Insoweit kann zwecks Vermeidung von Wiederholungen
auf den Tatbestand der Urteile des Sozialgerichts Lüneburg vom

210070197? und des Eandessozialgerichts Niedersachsen vom
0400901979 Bezug genämmen werdeno" Damit nimmt die Klägerin im
Gegenteil selbst ihrer Behauptung der Verletzung des recht-

lichen Gehörs9 sollte sie einen solchen Mangel gemeint haben9

den Grund; denn sie bringt damit zum Ausdruck9 daß sie keine

Notwendigkeit mehr zu ergänzenden Sachvortrag siehto Gerade das

Gegenteil müßte sie aber zumindest behaupten9 um ihre Revision

iSd 5 162 SGGals auf eine Verletzung des 5 62 SGGgestützt zu
begründen„ dh„ um das Vorliegen des Verfahrensmangels und das

Beruhen der angefochtenen Entscheidung auf ihm darzulegeno Wei-

tere Umstände hat die Klägerin nicht vorgetragen9 die den Ver»

fahrensmangel begründen können9 insbesondere nicht9 daß ihr

durch die Nichtmitteilung des Einverständnisses der Beklagten

zur Entscheidung ohne mündliche Verhandlung irgendein Rechts»

vertrag abgeschnitten werden sei„ Ihr Verhalten insoweit stimmt
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im übrigen mit ihrem Vortrag vor dem LSG überein; so hat sie

im Schriftsatz vom 6„ April 1979 um Entscheidung gebeten„ weil

der Rechtsstreit nunmehr "ausgeschrieben" sei„ Im Schriftsatz

vom 290 Mai 1979 bittet sie zwar "ggf" um Anberaumung eines

Termins zur mündlichen Verhandlung„ weist aber gleichzeitig

darauf hing daß sie bereits mit Schriftsatz vom 230 Dezember

1977 ihr Einverständnis mit Entscheidung ohne mündliche Ver-
handlung erklärt habe und fragt an„ ob so entschieden werden

soll() Als ihr der Berichterstatter des zur Entscheidung beru—
fenen LSGwSenats nach Erinnerung daraufhin unter dem 12. Juli

1979 mitteilt„ daß er dem Senat eine Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung vorschlagen werde„ gibt sie keine weitere

Erklärung ab„ Bei einer derartigen Sachlage muß der Revisions—

kläger jedoch9 um eine Verletzung des 5 62 SGG formgerecht
darzutun„ im einzelnen darlegen‚ weshalb gleichwohl die Ent-

scheidung 309 wie sie ergangen ist‚) nicht habe ergehen dürfen,

insbesondere weshalb ein anderes - verfahrensfehlerfreies -
Verfahren zu einer anderen Entscheidung geführt hätte° Die

Rüge einer Verletzung des @62 SGG, falls sie die Klägerin
hat verbringen wollen9 kann deshalb keine Berücksichtigung

findeno

Auch in der Sache ist die Revision der Klägerin nicht begründet.

Das LSG hat den Klageanspruch zu Recht verneint° Der Klägerin

stand kein höheres Alg zu9 als es ihr die Beklagte ab 26„April

1976 bewilligt hatte° '

Nach den insoweit nicht angegriffenen Feststellungen des LSG

erfüllte die Klägerin bei ihrer Arbeitslosmeldung und Antrag-

stellung vom 260 April 1976 die Voraussetzungen für einen An-

spruch auf Alg gemäß 55 100 ff AFG idF des HStruktG«AFG° Es
ist zwischen den Beteiligten nicht streitig und aufgrund der

Feststellungen des LSG nicht zweifelhaft„ daß die Beklagte

diesen Anspruch aufgrund jener Vorschriften mit wöchentlich

1569== DM richtig berechnet und festgesetzt hate

Ein höheres Alg stand der Klägerin auch nicht gemäß Art 1 5 2

Abs 10 HStruktGuAFG zu° Diese (Übergangs«)Vorschrift sieht die
Weitergeltung des vor dem 1° Januar 1976 geltenden Rechts für
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die Bemessung eines Alg—Anspruchs vor (bis zum 31. Dezember
1976), wenn der geltend gemachte Anspruch hierauf vor Inkraft—

treten des HStruktG-AFG entstanden ist" Anspruch auf Alg in

diesem Sinne ist der Anspruch, den die Klägerin ab 26. April

1976 geltend gemacht hat. Dieser Anspruch war nicht schon vor
Inkrafttreten des HStruktG-AFG entstanden, sondern erstmals mit

der Antragstellung am 26. April 1976° An diesem Tage war für die

Klägerin nicht nur ein neuer Leistungsfall eingetreten (vgl dazu

BSGE 44, 164, 173 = SozR 4100 5 134 Nr 3; ferner Urteil des

Senats vom 4° September 1979 - 7 RAr 51/78 — ), sie hatte auch

eine neue Anwartschaftszeit erfüllt; denn der Bezug von Uhg

während ihrer Teilnahme an der beruflichen Bildungsmaßnahme vom

13o Oktober 1975 bis 24. April 1976 stand einer beitragspflichti—

gen Beschäftigung gleich (5 107 Satz 1 Nr 5 AFG) und umfaßte
mehr als 26 Wochen (€ 104 AFG). Erfüllte aber die Klägerin neben
allen übrigen Voraussetzungen mit ihrem Antrag vom 260 April

1976 auch die Anwartschaftszeit iSd @ 104 AFG, so war damit zu

ihren Gunsten ein (vollständig) neuer Anspruch auf Alg entstanden

(vgl BSG vom 4° September 1979 — 7 RAr 51/78 -). Dies hatte zur
Folge, daß der aufgrund der Antragstellung vom 20° Mai 1975 ent-

standene Anspruch auf Alg erloschen war, wie sich aus der inso-
weit eindeutigen Regelung des 5 125 Abs 1 AFG ergibt. Lediglich

aufgrund der Sondervorschrift des @ 106 Abs 2 AFG verblieb der

Klägerin als Dauer des neuen Anspruchs auf Alg die noch nicht

verbrauchte günstigere Restdauer des alten Anspruchs (vgl BSG

vom 4. September 1979 - 7 RAr 51/78 - mwN). Daß sich die Bemes-

sung des neuen Alg—Anspruchs nach dem von der Klägerin.im Bemes—

sungszeitraum vor Beginn ihrer Arbeitslosigkeit im Jahre 1975
zuletzt erzielten Entgelt richtet, ergibt sich aus 5 112 AFG.

Da sie in der Zwischenzeit kein Entgelt aus beitragspflichtiger

Beschäftigung bezogen hatte, mußte die Beklagte für die Entschei-

dung über ihren Antrag vom 26° April 1976 gemäß 5 112 Abs 3 AFG
hierauf zurückgreifen° Auch dies ändert aber nichts daran, daß

es sich nicht mehr um den früheren Anspruch handelte, den die

Klägerin damit erhob, sondern um einen neuen Anspruch, der den

früheren zum Erlöschen gebracht hat.
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Dem steht nicht entgegen„ daß jener alte Alg-Anspruch wäh-

rend des UhgaBezugs mit seinem Stammrecht noch Bestand be—

halten hatte„ lediglich der Zahlungsanspruch geruht hatte

(@ 118 Abs 1 Nr 1 AFG)“ Es trifft zu„ daß dieser Anspruch
mit Beendigung der Bildungsmaßnahme und Wegfall des Uhg bei

Vorliegen aller Anspruchsvoraussetzungen ohne weiteres wieder
aufgelebt wäre9 da die Beklagte die frühere Bewilligung des

Alg nicht aufgehoben hatte° Die Klägerin weist insoweit zu-
treffend auf die Entscheidung des Senats vom 50 Juni 1975

= 7 RAr 10/73 „ hin (vgl dazu auch BSGEA2„ 199‚ 201 = SozR
4100 5 151 Nr 5)„ Sie übersieht jedoch„ daß in dem dort ent—
schiedenen Falle dem Fortbestand desvdederaufgelebten An-

spruchs kein rechtliches Hindernis‚ insbesondere nicht das

Erlöschen jenes Anspruchs iSd 5 125 Abs 1 AFG im Wege stand°

Infolgedessen kann sich die Klägerin auch nicht begründet

auf jene Entscheidung des Senats berufen„ Die Klägerin ver-
kehnt mit ihrem Hinweis darauf, daß 5 118 AFG gegenüber
5 125 Abs 1 AFG lex specialis sei, die Bedeutung beider

Regelungen° Der 5 118 AFG gewährleistet dem Arbeitslosen

den Erhalt eines einmal erworbenen Anspruchs für die Dauer

eines Ruhenssachverhalts. Das bedeutet jedoch nicht„ daß

ein "ruhender" Anspruch von den im übrigen auch für einen
"laufenden" Anspruch geltenden Rechtsvorschriften ausgenom-

men iste Er unterliegt vielmehr ebenso wie jener den von

Gesetzes wegen vorgeschriebenen Beschränkungen° So kann auch

ein bislang ruhender Anspruch nicht mehr geltend gemacht werden,

wenn seit seiner (erstmaligen) Entstehung drei Jahre verstrichen

sind (@ 125 Abs 2 AFG; vgl Hennig/Kühl/Heuer9 Komm z° AFG9Anm A

zu @ 125)° Ebenso selbstverständlich erfaßt ihn der Grundsatz

des 5 125 Abs 1 AFG; er erlischt9 sobald ein neuer Anspruch

entsteht° Zwischen 5 118 AFG und 5 125 AFG besteht also nicht

ein Gegensatz9 sondern eine funktionale Ergänzung° Die Erlö»

schenswirkung des 5 125 Abs 1 AFG tritt übrigens entgegen der

Auffassung der Klägerin unabhängig davon ein9 ob die Beklagte

von ihrem Recht nach 5 151 AFG Gebrauch macht„ einen früheren
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Bewilligungsbeschei_d.
.aui‘zuheben'° Es .mag sein, daß der Arbeits—

lose' aufgrund der Bindungswirk.ung (@ 77 SGG.)des früheren Bewil—
ligungsbescheides zwar solange noch. Leis_tungen fordern kann, als

e'r forma1 besteht_‚. _In einem Falle. wie .di.eeém„. in dem'.nach Unter-
br.echüng__ des. früheren

Alg«Leistungsbezuges durch UhguBe2ug bei

erneuter Arbeitslosigkeit ein neuer Leistungsfall jedOch jeden-'

falls.. dadurch eingetreten ist„ daß_ s1ch die Klägerin erneut ar—_
beitslos gemeldet uhd'e1n.en neuen. Leistungsantrag geste1lt hat.
(vgl BSGE ua, 164, '1'73)e der sodann eine .neue Verwaltuhgsentschei—

dung_ erforderlich machte9 besteht für eine gesonderte Aufhebung

des früheren BeWilligungs bescheides gemäß @ 151 Abs 1 AFG kein
Bedür'fnis,

wenn _man'ni'ch.t in ‚der Neubewilligung ohnedies auch die'

AUfhébüng der früheren Bewilligung erb11Cken will An dem. Ein-
tritt der vom Gesetz enge: runese1 Erlöschenswirkung _aüs 5 125

Abs 1 ÄFQ besteht Jedenix .1.s Rei 3Zweifel (vgl. auch. _BSGvom

4' sep'tember _19_79- 7 Rß;r fif’”8_ „ )

Schließ.li'ch 'beruft_
sich. di.e 1i1.ägerin zu Unrecht_ auf einen Vor-

rang _des Abs & von Art' ! Q 2 HStruktG- A'FGgegenüber _seinem
Abs "9; Nac'h Ab_s.9 'aa0 g1.1t % 107 Sa+z 1 Nr 5 AFG idF des HStruktG—

ÄFG_
— also die Regelun daß Uhg—Bezugsz_eitan anwartschaftsbegrün—

dehd '_Sei_nkönnen —I'bei Maßnahmen, die' am 1 Januar 1976' bereits
laufen, auch 'für die davor liegenden Mäßnahmezéiten. Di'eser' Tat—1

bestand 'Iiegt im Falle' der -Kläge'rin vOr; denn ihre Maßn'ahme

be_gann' im' Oktober 1975 und endete im April .1976, sie "lief"
am

.1_.-Jähuar 1976' hereits. Diese Vorschrift iSt eindeutig„' Der _'

Ges'etzgeb'er wollte 'mit ihr die gleichmäßige Beurteilung ein und
derselben Maßnahme in Bezug auf ihren Anwartschaftsoharakter

'gewahrleisten„ eine aus naheliegénden Gründen einleüchtenda-

Regelung° Sieqhat offensichtlich begühstigéndéh Charakter für

Teilnehmer an' Bildungsmaßnahmen‚ 'die im Grenzbereich-' zwischen

altem. .und neuem Recht stattgefunden haben‚' .indem sie im Ergebnis'
die G'eltungswirkung des neüen Rechts individuall- vorverlegt 'Auch

wenn sich das in einem Sonderfall 'wie dem der Klägerin einmal

nachteil1g aus'wirktp' kann dies nicht da2u führen„ die- Bestimmung

uhbéachtet zu" laesen„ da mit Rücksicht auf 'die Eindeuti'gkéit' der

Vorschrift nicht auf eine Regelungslücke su schließen ist,
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Abs 8 des Art 1 @ 2 HStruktG_—AFG verbietet hingegen = in Abgren—

zung zu Abs 9 - die Anwendung des 5 107 Satz 1 Nr 5 AFGnF für
solche

Ansprüche
auf Algp .die schon vor dem 1 Januar 1976 ent-

standen _waren9 b2w„ wenn die Bildungsmaßnahme vor diesem Zeit-

punkt a'bgéschloSsen war9 auch wenn im Anschluß daran Uhg gemäß

5 AA Abs 5 AFG aF zuge.standen war° Abs. 8 aaO erfaßt seinem
Tatbestand nach nur Fälle, in denen die berufliche Bildungs-
maßndhme_vor dem 10 Januar 1976 abgeschlossen worden ist„ In

Seiner Nr 2 kommt das im Wortlaut klar zum Ausdruck„ Aber das .-
gilt auch für seine.Nr 1„ den vor Inkrafttreten des HStruktG-AFG
en.tstandenen AlgnAnspruch; denn anwartschaftsbegründend gemäß

5__107Satz 1 Nr 5 AFG nF für einen vor dem 1 Januar 1976 ent—
standenen' Alg-Anspruch könnte naturgemäß nur eine zeitlich

devorli -egende BildungSmaßnahme sein„. die. 'a1so jedenfalls (auch)

vor dem 1 Januar 1976 abgeschlos$en sein müßte„ Für alle_ diese;
Maßnahmenhat“ aber der Gese.tzge'ber in Art 1 ä" 2 Abs 8 'HStruktG--

AFG angeordnetg daß s'ie die Wirkung der .Anwartechaftsbegründung

aus $ 107 Satz 1 Nr 5 AFG (noch) nicht haben sollten° Auch dies

erscheint dem Sénät als eine folgerichtige Lösung Jener Grenz—

fälle° Sie entspricht dem Grundsatz9 daß neues Recht_ sich auf'

vor seiner Geltung liegende abgeschlossene "Sachverhalte im 'a11—'

gemeinen9 insbesondere mangels ausdrÜCKlicher Bestimmung nic'ht
erstreckt„ Da aber die'Bildungsmaßnahme der Klägerin nicht vor

dem 1O'Januar 1976 abgeschlossen'war‚'ihr AnSpruch auf'Alg; wie
dargelegt nicht vor dem 1 Januar 1976„ sondern erst danach'
entstanden ist, nämlich mit ihrer Arbeitslosmel_dung und_ Antrag-

stellung -vom 26 April. 1976 und aufgrund der Bestimmung des

Art 1 @ 2 Abs 9 HStruktG—AFG kommt in ihrem Falleéiné Anwendung
des Art 1 5 2 Abs 8 HStruktG-AFG nicht in Betracht

Zu dem 'gleichen Ergebnis gelangt man
übrigens9

wenn man der
Auffassung der Klägerin folgt daß die Absätze 8 und 9 des Art.1
@ 2 HStruktG«AFG in einem sich _gegenseitig ausschließenden
Verhältnis stünden„ 'Nur wäre dann für den Fal'l' der

'Klägerin

nicht Absatz '8 gegenüber Absatz 9 (aaO) lex specialis9 sondern
umgekehrt Absatz 9 gegenüber Absatz 8 (aa0)„ Absatz 9 aaO
betrifft einen Säch%erhaltg wie er bei der|Klägerin unstreitig„
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vd%1iegt„nämlichZeiten einen einheitlichen„haßnahme„die-
teils vor„ teils nach_dem 1„ Januär'1976.liegen„'0hne,ihn

wäre'die'Anwendung'desiä'1o7 Satz 1"Nr. 5 AFG'nF ‚anf. di_e vor
dem 1„ Januar 1976 liegenden Zeiten einer

..
Solchen Maßnahme.

2wéifelhaft„ Abs 8 aaO hingegen kann„ _w1e schon dargelegt wurde,

nur Maßnahmeze1ten betreffen„ die abgesehloss en vo'r _dem 1_„Januar
1976 verlaufen s1nd„ SOWeit sein Anwendungsbereich'. —für 'd1ese_ in

_Betracht kommt ,enthä1t
_er

jedenfalls keine AusSag'e darüber„ w1e1

Zeiten' einer einheitlich'én Maßnahme zu
bewerten sihd„__ die auch '

te 11.7e1-senach_ dem 1„ Januar 1976 liegen„_ Gerade dazu bestimmt

aber Absatz 9 ‚aaO eine ReChtsfolgé„ Er trifft für _3010he Fälle

anders als Absatz 8 220 eine pösitive Sonderregelung
und genießt

auch ieeshalb gegenuber j'enem_Vorrang„' '

L_étztlich stellt die N10ntanwendung _des 'Art
1 5 2

Abs 10 AFG

im _Falle der Klägerin keine Ungleichbehandlung dar„ Vergleicht

sie __ihren Fall _mit dem. eine_s_ _früh_eren A1g Beziehers„ der bei
erneute_r Ahtragstell_ung im Jahre. 1976 n_och. keine neue Anwart—
schaft und damit keinen_ neuen.

.Alg-Anspruch e_rw0rben hat„ etwa

weil er
weder entsprechend lange be1tragspflicht1g beschäftigt

war„ noch im Uhg—Be'zug iSd _5 107 Sat2 _1 Nr 5__AFGnF gestanden
hat_„ so

handelte
es sich. um.unterschiedliche Sachverhalte„ die

auch ohne Verstoß geg_en Art 3 des_ Gfundgeset2es (GG)_ unterschied—

'1'icher gesetzlicher .Regelungen zugänglich. ..sind. Vergleicht sie
's'ich hingegen mit einem. Antragsteller„ der in de'r Zwischen2eit

anstelle der Teilnahme. .an. einer entsprechend langen. Bildungs_-
gmaßnahme in gleichem Umfange .be1trag.spflichtig beschäftigt war„

so gilt für jenen dasselbe _wie ,für_ sie„__ Auch ‚sein früherer Alg—
'Anspruch wäre gemäß5 .125 Abs 1 AFGerl'os'chen„ .auch für ihn
:gäl_te' das. B_emessungsrecht nach den durCh das' HSt'ruktG—AFG

ge—
änderten Vorschriften„_ Daß aber der Eingriff in selbst laufende

Leistüngsfälle durch da€ 'HStruktG—AFG nicht 'mit der Verfassung
“im Widerspruch steht'„ hat_ _der Senat bereits. mehrfach" entSchieden

(vgl BSG SozR 4100 5' && Nr 19„ ferner Urtei1é
vom 10' Mai 1979

- 7 RAr 74/78 1 und vom 15 November1979 —7 RAr 99/7€
—)

Die Revision muß deshalb zurückgewiesen
werden„

— _45—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 15 -

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG‚

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

